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   Vereinigung zur Reform der Versorgung 
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Bonn, den 08.05.2019 

Stellungnahme 

 

zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Gesundheit eines Geset-

zes zur Reform der Psychotherapeutenausbildung 

(Psychotherapeutenausbildungsreformgesetz – PsychThGAusbRefG) 

 

 

Grundsätzlich begrüßt die Aktion Psychisch Kranke e.V. (APK), dass die Ausbildung 

zum Beruf des Psychologischen Psychotherapeuten/Kinder- und Jugendlichenpsy-

chotherapeuten neu geregelt und in eine staatliche universitäre Ausbildung überführt 

werden soll. Der vorliegende Entwurf beschreibt ein grundständiges Studium, wel-

ches mit einer Approbation abschließt, die zur Ausübung der nichtärztlichen Psycho-

therapie berechtigt.  

Neben der Ausübung der heilkundlichen Psychotherapie werden Psychotherapeutin-

nen und Psychotherapeuten durch Beratung, Prävention und Rehabilitation auf der 

Grundlage der Qualifikation durch dieses Studium einen wesentlichen Beitrag zur 

Erhaltung, Förderung und Wiederherstellung der psychischen Gesundheit der Bevöl-

kerung leisten können. 

Für die Krankenbehandlung von GKV-Patienten wird zukünftig eine einschlägige 

Weiterbildung in Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie oder Erwachsenenpsycho-

therapie nach der Approbation erforderlich sein. Für die bisherigen Ausbildungen 

zum Psychologischen Psychotherapeuten und Kinder- und Jugendlichenpsychothe-

rapeuten gibt es Übergangsfristen. 

 

Mit der damit neu geregelten Approbation zur Psychotherapeutin bzw. zum Psycho-

therapeuten nach dem Masterabschluss geht einher, dass zukünftig der Einsatz im 

Rahmen der Weiterbildung in der psychiatrischen Praxis insbesondere im Kranken-

hausbereich auf der Grundlage der vorhandenen Approbation möglich ist und auch 

eine entsprechende Bezahlung erhält. Die bisherige oft prekäre Beschäftigungssitua-

tion der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten in Ausbildung mit Praktikan-

tenstatus oder geringfügiger Entlohnung kann damit überwunden werden.  

Damit einhergehen muss jedoch eine Berücksichtigung dieser Personalstellen, deren 

Einrichtung zur Erfüllung der Weiterbildungsanforderung geboten ist, in der Perso-

nalbemessung und in den zurzeit in Entwicklung befindlichen Empfehlungen des G-

BA sichergestellt werden. Der bisherige Umfang der „Psychologinnen- und Psycho-

logenstellen“ reicht hier nicht aus.  
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Inwieweit diese Stellen dann dem tatsächlichen Bedarf in Bezug auf die sich bewer-

benden Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten im Rahmen der Fachausbil-

dung entsprechen, bleibt abzuwarten. Auf Grund der Erfahrungen in der Umsetzung 

des bisherigen Psychotherapeutengesetzes ist eine Diskrepanz zwischen hoher 

Nachfrage und begrenzten Weiterbildungsstellen zu befürchten. 

Aus Sicht der APK sei an dieser Stelle angemerkt, dass sich der Anteil der Psycho-

therapie in der klinischen Versorgung grundsätzlich erhöhen muss. 

 

Im § 7 PsychThGAusbRefG-GE sollten in Abs.1 Satz 1 noch die soziologischen, kri-

minal und arbeitswissenschaftlichen Kenntnisse ergänzt werden. Dies sind insbe-

sondere auch bei der gutachterlichen Tätigkeit notwendig. Durch ergänzende Formu-

lierungen zum Ausbildungsziel sollten zudem die zu vermittelnden ausreichenden 

Kenntnisse zur Versorgung von Patientinnen und Patienten aller Altersstufen konkre-

tisiert werden. Hier sollten – wie ursprünglich vorgesehen – Mindestanteile für ent-

sprechende Inhalte zum Schutz besonders vulnerabler Patientengruppen wie Kinder 

und Jugendliche und ältere Menschen aufgenommen werden. Ansonsten würden 

zum Beispiel in der psychotherapeutischen Versorgung von Kindern und Jugendli-

chen eine nicht unerhebliche Zahl von Absolventinnen und Absolventen mit Approba-

tion und ohne Weiterbildung in Privatpraxen Kinder und Jugendliche behandeln, oh-

ne über ein ausreichend differenziertes theoretisches und praktisches Wissen zu ver-

fügen. Dies ist insbesondere deshalb relevant, da zu erwarten ist, dass sich die Wei-

terbildung nach dem Studium zu einem Flaschenhals auf dem Weg zur Kassenzu-

lassung und -Niederlassung entwickeln wird. 

Davon abgesehen wird es zudem Aufgabe der jeweiligen Hochschulen sein, hier 

entsprechend weitere Theoriemodule und Praxiszeiten in Bezug auf die frei verfüg-

baren Stundenanteile zu gewährleisten.  

 

Des Weiteren sollte in der Definition der Ausbildungsziele - vorschlagsweise in Ab-

schnitt 3 Punkt 4 - die Fähigkeit zur Arbeit mit Angehörigen und Familien explizit er-

wähnt werden. Gerade in der Arbeit mit schwer belasteten chronisch psychisch kran-

ken Menschen und bei Kindern und Jugendlichen hat die Angehörigenarbeit und das 

Engagement von Elterngruppen eine große Bedeutung.  

 

In Bezug auf die in § 9 PsychThGAusbRefG-GE definierten Studieninhalte sind die 

Praxisanteile knapp bemessen, insbesondere in Bezug auf die Notwendigkeit, auch 

die psychotherapeutische Arbeit mit schwerer kranken Patientinnen und Patienten 

praktisch zu erfahren. Eine adäquate Behandlung von Patienten mit schweren psy-

chischen Störungen aller Altersgruppen setzt zeitintensive Erfahrungen durch absol-
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vierte Klinikpraktika in den Bereichen der Kinder- und Jugendpsychiatrie und -

psychotherapie, Erwachsenenpsychiatrie und -psychotherapie und Gerontopsychiat-

rie und -psychotherapie voraus. 

 

 

 

 


